Beschluss vom 18. July 2024, V S 6/23 (AdV)

Erfordernis eines Anderungsantrags zur Vermeidung widerstreitender Steuerfestsetzung bei Organschaft auch bei
Anfechtung des Steuerbescheides durch die Organgesellschaft

ECLI:DE:BFH:2024:BA.180724.VS6.23.0
BFH V. Senat

UStG § 2 Abs 2 Nr 2, AO § 164 Abs 2, AO § 176 Abs 1 S 1 Nr 3

Leitsatze

NV: Sind die Voraussetzungen einer Organschaft im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes mit einer KG als
Organgesellschaft aufgrund geanderter Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (BFH) erfilllt, setzt die Aufhebung einer
gegeniber der KG ergangenen Steuerfestsetzung voraus, dass der Organtrager zur Vermeidung eines widerspriichlichen
Verhaltens in Bezug auf § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 der Abgabenordnung einen Antrag auf Anderung der fiir ihn vorliegenden
Steuerfestsetzung stellt. Dies gilt auch im Rechtsbehelfsverfahren der KG gegen die ihr gegeniiber ergangene
Steuerfestsetzung (Anschluss an BFH-Urteil vom 16.03.2023 - V R 14/21 (V R 45/19), BFHE 280, 89).

Tenor

Der Antrag wird abgelehnt.

Die Kosten des Verfahrens hat die Antragstellerin zu tragen.

Tatbestand
I.

1. Unternehmensgegenstand der Klagerin, Revisionsbeklagten und Antragstellerin (Antragstellerin), einer GmbH & Co.
KG, ist der Handel sowie das Erwerben, Verwalten und Vermieten von Geréten aller Art. Gesellschafter der
Antragstellerin waren im Jahr 2016 (Streitjahr) als Komplementérin die BVB-GmbH, die ab 17.10.2016 als TLVB-
GmbH firmierte und als einzige Kommanditistin die JB-GmbH Co. KG (JB-KG).

2. Alleingesellschafter der BVB-GmbH (TLVB-GmbH) war BS, der neben BJ und MB auch einzelvertretungsberechtigter
Geschaftsfihrer dieser GmbH war.

3. Mit Vertrag vom 26.02.2016 verdufBerten die Kommanditisten der JB-KG ihre Gesellschaftsanteile an die BS-GmbH.
Zudem beschloss die Gesellschafterversammlung der JB-KG am 27.02.2016, dass deren Komplementér-GmbH aus
der JB-KG austritt, so dass das Vermdgen der JB-KG im Wege der Anwachsung auf die BS-GmbH (berging. Die
Gesellschafterversammlung der BS-GmbH beschloss am 13.10.2016 die Umfirmierung in TL-GmbH. Gesellschafter
der BS-GmbH/TL-GmbH waren im Streitjahr BS mit einer Beteiligung am Stammkapital von 90 % sowie BJ und MB mit
einer Beteiligung von jeweils 5 %. Einzelvertretungsberechtigte Geschéaftsfihrer der TL-GmbH waren BJ und MB. Im
Jahr 2017 wurde das Insolvenzverfahren tber das Vermégen der TL-GmbH erdffnet.

4. Aufgrund eines Vertrages vom 12.06.2016 erwarb die Antragstellerin von der BS-GmbH, der spateren TL-GmbH,
Fahrzeuge zu einem Gesamtkaufpreis in Héhe von 4.061.720,31 € zuzlglich Umsatzsteuer in H6he von 771.726,86 €,
zahlbar in 28 gleichen jahrlichen Raten. Hierlber erteilte die BS-GmbH der Antragstellerin eine Rechnung vom
13.06.2016, die Umsatzsteuer in Héhe von 771.726,86 € auswies.

5. In ihrer Umsatzsteuer-Voranmeldung fiir das zweite Kalendervierteljahr 2016 erklarte die Antragstellerin Umsatze aus
dem Verkauf von zwei Fahrzeugen und machte als Vorsteuer nur den in der Rechnung vom 12.06.2016
ausgewiesenen Vorsteuerbetrag geltend, was zu einem Uberschuss zu ihren Gunsten filhrte. Im Anschluss an eine
Umsatzsteuersonderprifung erlie3 der Beklagte, Revisionsklager und Antragsgegner (Finanzamt --FA--) einen
Umsatzsteuer-Vorauszahlungsbescheid fiir das zweite Kalendervierteljahr 2016, in dem er die Umsatzsteuer auf
16.150 € festsetzte. Den geltend gemachten Vorsteuerabzug erkannte das FA nicht an, weil das zugrunde liegende
Rechtsgeschéft rechtsmissbrauchlich zustande gekommen sei. Den hiergegen eingelegten Einspruch wies das FA mit
Einspruchsentscheidung vom 23.01.2017 als unbegriindet zurick.

6. Mit dem Umsatzsteuer-Jahresbescheid 2016 vom 06.10.2017 schétzte das FA die Bemessungsgrundlage fir
regelbesteuerte Umsétze der Antragstellerin auf 450.000 € und setzte demgeman Umsatzsteuer in Hohe von 85.500 €
fest. Gegen diesen Bescheid legte die Antragstellerin Einspruch ein und gab zugleich eine Jahressteuererklarung ab,
in der sie Umsétze in Hohe von 636.450 € zum Regelsteuersatz erkléarte und einen Vorsteuerbetrag in Héhe von
771.726,86 € geltend machte, was --bei einer Vorauszahlung in H6he von 2,40 €-- zu einem verbleibenden
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Uberschuss in Héhe von 650.803,76 € flhrte. Der Einspruch gegen den Umsatzsteuer-Jahresbescheid 2016 blieb
ebenso erfolglos wie der gleichzeitig gestellte Antrag auf Aussetzung der Vollziehung (AdV), den das Finanzgericht
(FG) mit Beschluss vom 02.01.2018 ablehnte, weil die Antragstellerin nicht glaubhaft gemacht habe, dass die
Fahrzeuge an sie geliefert worden seien.

7. Wahrend des gegen den Umsatzsteuer-Jahresbescheid 2016 gerichteten Klageverfahrens lud das FG den
Insolvenzverwalter der TL-GmbH zu dem Verfahren bei. Nachdem der Insolvenzverwalter der TL-GmbH die Rechnung
vom 13.06.2016 storniert hatte, machte die Antragstellerin unter Bezugnahme auf das Urteil des Gerichtshofs der
Europaischen Union Finanzamt fir Kérperschaften Berlin vom 15.04.2021 - C-868/19, EU:C:2021:285 geltend, der
Umsatzsteuer-Jahresbescheid 2016 sei ersatzlos aufzuheben, da zwischen ihr als Organgesellschaft und der TL-
GmbH als Organtragerin im Streitjahr eine Organschaft bestanden habe.

8. Mit dem in Entscheidungen der Finanzgerichte 2023, 873 verdffentlichten Urteil gab das FG der Klage statt und hob
den Umsatzsteuer-Jahresbescheid 2016 auf, da die Antragstellerin Organgesellschaft der TL-GmbH als Organtragerin
gewesen sei. Die Antragstellerin sei wirtschaftlich in die TL-GmbH eingegliedert gewesen, da sie im Streitjahr "im
Rahmen des Handels mit den Fahrzeugen / der VerauBerung der Fahrzeuge" eingebunden gewesen und damit im
Rahmen des "Gesamtunternehmens" in einem engen wirtschaftlichen Zusammenhang mit der TL-GmbH wirtschaftlich
tatig geworden sei. Auch die Voraussetzungen der finanziellen und organisatorischen Eingliederung lagen vor. Gegen
das FG-Urteil wendet sich das FA mit seiner Revision (V R 5/23), Gber die noch nicht entschieden ist.

9. Wahrend des Revisionsverfahrens beantragte die Antragstellerin beim Bundesfinanzhof (BFH) die AdV des
Umsatzsteuer-Jahresbescheides 2016, die zuvor das FA nach Erlass des FG-Urteils erneut abgelehnt hatte. Der AdV-
Antrag sei im Hinblick auf die zwischenzeitlich erfolgte Klagestattgabe durch das FG auch als Anderungsantrag im
Sinne von § 69 Abs. 6 der Finanzgerichtsordnung (FGO) zulédssig und AdV zu gewahren. Das BFH-Urteil vom
16.03.2023 - V R 14/21 (V R 45/19) (BFHE 280, 89), wonach firr die Aufhebung eines Steuerbescheides, der
gegenlber einer unerkannten Organgesellschaft ergangen sei, zusétzlich der Organtrager seinerseits einen Antrag
auf Anderung seines Umsatzsteuerbescheides stellen misse, sei im Streitfall nicht einschlagig, da der gegenuber der
Antragstellerin ergangene Umsatzsteuer-dahresbescheid 2016 nicht formell bestandskraftig geworden sei. Man kénne
in dieser Konstellation nicht verlangen, dass der Organtrager die Steuern "(quasi freiwillig) Gbernehme". Die AdV sei
ab Falligkeit der Steuerschuld zu gewéahren, da der fir die Feststellung der Organschaft notwendige Sachverhalt von
Anfang an unstreitig gewesen sei. Auf eine Sicherheitsleistung kénne im Hinblick auf die Erfolgsaussichten der
Hauptsache verzichtet werden, zumal die Antragstellerin seit Jahren keinen operativen Geschéftsbetrieb mehr
unterhalte.

10. Wahrend des beim BFH anhangigen AdV-Verfahrens setzte das FA die Vollziehung des Umsatzsteuer-
Jahresbescheides 2016 in H6he von 81.068,53 € ohne Sicherheitsleistung ab Falligkeit unter Vorbehalt des Widerrufs
aus. Die Antragstellerin wendet sich, ohne einen gesonderten Antrag unter Beriicksichtigung der
Vollziehungsaussetzung zu stellen, nunmehr nur noch gegen den im Aussetzungsbescheid enthaltenen
Widerrufsvorbehalt.

11. Das FA hat sich im Nachgang zur Vollziehungsaussetzung nicht geauBert.
Entscheidungsgrinde
Il

1. Der Antrag hat keinen Erfolg. Der zulassige Antrag ist unbegriindet.
2. 1. Der Antrag ist zulassig.

3. a) Das Rechtsschutzbedirfnis fir den AdV-Antrag ist nicht dadurch entfallen, dass das FA wahrend des gerichtlichen
AdV-Verfahrens AdV "ab Faélligkeit" unter dem Vorbehalt des "nach pflichtgeméaBem Ermessen" auszutibenden
Widerrufs bewilligt hat. Eine von der Finanzbehérde wahrend des gerichtlichen Aussetzungsverfahrens gewahrte,
unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs gestellte AdV erledigt nicht das an das Gericht herangetragene
Anliegen des Steuerpflichtigen, vor einer Vollziehung unabhangig von dem Standpunkt der Verwaltungsbehdrde
geschiitzt zu sein, wenn der Steuerpflichtige --wie im Streitfall-- deutlich macht, dass er an seinem Begehren festhélt
(vgl. BFH-Beschliisse vom 11.06.2010 - IV S 1/10, BFH/NV 2010, 1851, Rz 12; vom 23.07.2002 - X B 209/01, BFH/NV
2002, 1487, unter I1.1.). Dies gilt auch, wenn --wie im Streitfall-- der Widerruf nicht ausdrlcklich "jederzeit" vorbehalten
ist. Denn es steht stets im gerichtlich nur eingeschrankt Gberprifbaren (EntschlieBungs-)Ermessen des FA, ob es von
einem Widerrufsvorbehalt geman § 131 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Alternative 2 der Abgabenordnung (AQ) Gebrauch macht,
so dass die Antragstellerin auch im Streitfall durch eine gerichtlich angeordnete AdV eine weitergehende
Rechtsposition erlangen wurde.

4. b) Der Zulassigkeit des Antrags steht auch nicht der die AdV ablehnende Beschluss des FG vom 02.01.2018
entgegen. Da nach § 69 FGO die AdV fiir jeden Verfahrensabschnitt gesondert zu priifen ist und das FG im Regelfall
lediglich tber die AdV bis zum Ergehen seiner Entscheidung im Klageverfahren zu befinden hat (vgl. z.B. BFH-
Beschluss vom 11.01.2012 - VII B 171/11, BFH/NV 2012, 756, Rz 7), handelt es sich vorliegend unter
Bertiicksichtigung der vom FA bereits ab Falligkeit gewahrten Vollziehungsaussetzung nicht um die Wiederholung des
friiheren Antrags auf AdV im Sinne des § 69 Abs. 6 FGO (vgl. hierzu allgemein BFH-Beschluss vom 03.05.2012 -
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10.

11.

V S 13/12, BFH/NV 2012, 1485, Rz 13), sondern um einen erstmaligen Antrag, der nunmehr darauf gerichtet ist, den
mit der Vollziehungsaussetzung verbundenen Widerrufsvorbehalt aufzuheben. Damit liegt unter Berlicksichtigung der
hier vorliegenden Besonderheiten ein Antrag nach § 69 Abs. 3 FGO im jetzigen Verfahrensabschnitt der Revision vor
dem BFH vor (vgl. hierzu BFH-Beschluss vom 16.08.2022 - XI S 4/21 (AdV), BFHE 276, 456, BStBI 11 2023, 419,

Rz 17). Auf die Frage, ob vorliegend auch die Voraussetzungen des § 69 Abs. 6 Satz 2 FGO zu bejahen sein kénnten
und die hierauf bezogenen Zulassigkeitsiiberlegungen der Antragstellerin, denen allerdings entgegensteht, dass der
BFH in einem der Klage stattgebenden Urteil des FG in Bezug auf zurtickliegende Zeitrdume (vor diesem Urteil) keine
veranderten Umstande im Sinne des § 69 Abs. 6 Satz 2 FGO gesehen hat (BFH-Beschluss vom 05.07.2011 -

IV S 11/10, BFH/NV 2011, 1894, Rz 18), kommt es daher nicht an.

2. Es bestehen --auch unter Berlicksichtigung des klagestattgebenden Urteils des FG-- keine ernstlichen Zweifel an
der RechtmaBigkeit des angefochtenen Verwaltungsaktes nach § 69 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 Alternative 1 FGO.
Kann die Antragstellerin somit bereits dem Grunde nach keine AdV beanspruchen, steht ihr auch kein Anspruch auf
AdV ohne Widerrufsvorbehalt zu.

a) Nach § 69 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 FGO ist die Vollziehung eines angefochtenen Verwaltungsaktes ganz oder
teilweise auszusetzen, wenn ernstliche Zweifel an der RechtméBigkeit des angefochtenen Verwaltungsaktes
bestehen. Ernstliche Zweifel im Sinne von § 69 Abs. 2 Satz 2 FGO liegen dann vor, wenn bei summarischer Priifung
des angefochtenen Bescheides neben fiir seine RechtméaBigkeit sprechenden Umstanden gewichtige Griinde zutage
treten, die Unentschiedenheit oder Unsicherheit in der Beurteilung von Rechtsfragen oder Unklarheit in der Beurteilung
entscheidungserheblicher Tatfragen bewirken (stdndige Rechtsprechung, z.B. BFH-Beschliisse vom 01.03.2024 -

V B 34/23 (AdV), BStBI 1l 2024, 323, BFH/NV 2024, 548, Rz 11; vom 06.05.2022 - V S 7/21 (AdV), BFH/NV 2022,
1067, Rz 9; vom 23.05.2022 - V B 4/22 (AdV), BFHE 276, 535, Rz 28). Die Entscheidung hierliber ergeht bei der im
Verfahren Gber die AdV gebotenen summarischen Priifung aufgrund des Sachverhalts, der sich aus dem Vortrag der
Beteiligten und der Aktenlage ergibt (BFH-Beschlisse vom 06.05.2022 - V S 7/21 (AdV), BFH/NV 2022, 1067, Rz 9;
vom 23.05.2022 - V B 4/22 (AdV), BFHE 276, 535, Rz 28; vom 07.09.2011 - | B 157/10, BFHE 235, 215, BStBI Il
2012, 590, Rz 12).

. b) Ist der angegriffene Steuerbescheid --wie im Streitfall-- bereits Gegenstand eines anhangigen Revisionsverfahrens,

bestehen ernstliche Zweifel, wenn unter Berlcksichtigung der im Revisionsverfahren bestehenden
Prifungsmaoglichkeiten ernstlich mit der Aufhebung oder Anderung des angefochtenen Steuerbescheides zu rechnen
ist. Bei einem vermutlichen Durcherkennen des BFH ist daher auf die Erfolgsaussichten des Revisionsverfahrens, bei
voraussichtlicher Zuriickverweisung auf die Erfolgsaussichten des dann fortgesetzten Klageverfahrens abzustellen
(BFH-Beschliisse vom 06.05.2022 - V S 7/21 (AdV), BFH/NV 2022, 1067, Rz 9; vom 19.03.2014 - Il S 22/13, BFH/NV
2014, 856, Rz 17; vom 24.11.1995 - VII S 21/95, BFH/NV 1996, 420). Im Fall einer Zuriickverweisung bestehen
ernstliche Zweifel allerdings auch dann, wenn sich aufgrund der bisherigen Feststellungen des FG nicht absehen lasst,
ob die Klage letztlich Erfolg haben wird (BFH-Beschlliisse vom 18.02.2015 - V S 19/14, BFH/NV 2015, 866, Rz 27;
vom 19.03.2014 - lll S 22/13, BFH/NV 2014, 856, Rz 17; vom 11.08.2000 - | S 5/00, BFH/NV 2001, 314, unter 1.2.),
der Ausgang des Rechtsstreits also als offen bezeichnet werden kann (BFH-Beschluss vom 04.02.1997 - VII S 29/96,
BFH/NV 1997, 588, unter IL.).

¢) Nach diesen MaBgaben bestehen im vorliegenden Verfahren keine ernstlichen Zweifel an der RechtmaBigkeit des
Umsatzsteuer-Jahresbescheides 2016, da bei der gebotenen summarischen Prifung nicht ernstlich mit dessen
Aufhebung aufgrund des Vorliegens der vom FG angenommenen Organschaft zu rechnen ist und auch keine
sonstigen Griinde erkennbar sind, die eine Aufhebung des angefochtenen Bescheides begriinden kénnten.

aa) Sind die Voraussetzungen einer Organschaft im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) mit
einer KG als Organgesellschaft entsprechend dem Urteil des FG aufgrund geénderter BFH-Rechtsprechung zu
unterstellen, setzt die Aufhebung einer gegeniber der KG ergangenen Steuerfestsetzung zudem voraus, dass der
Organtrager zur Vermeidung eines widersprlchlichen Verhaltens in Bezug auf § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO einen
Antrag auf Anderung der fiir ihn vorliegenden Steuerfestsetzung stellt (BFH-Urteil vom 16.03.2023 - V R 14/21

(V R 45/19), BFHE 280, 89, Rz 20). Entgegen der Auffassung der Antragstellerin erfasst die so bezeichnete
Aufhebung einer gegenlber der KG ergangenen Steuerfestsetzung nicht nur den Fall, dass die KG --wie in der
diesem BFH-Urteil zugrunde liegenden Fallgestaltung-- einen Anderungsantrag nach § 164 Abs. 2 AO stellt, sondern
auch den --hier vorliegenden-- Fall der Anfechtung einer Steuerfestsetzung. Im Hinblick darauf, dass Organtrédger und
Organgesellschaft nicht beanspruchen kénnen, im selben Besteuerungszeitraum fiir den einen Unternehmensteil (zum
Beispiel Organgesellschaft) auf der Grundlage der bisherigen Rechtsprechung und fiir den anderen Unternehmensteil
(zum Beispiel Organtrager) nach der gednderten Rechtsprechung besteuert zu werden, ist zwischen diesen beiden
Verfahrenssituationen nicht zu unterscheiden, da die Frage einer bereits eingetretenen formellen Bestandskraft hierflr
unerheblich ist.

Soweit die Antragstellerin weiter darauf verweist, dass das "Wehren' eines vermeintlichen Steuerpflichtigen gegen
rechtswidrige Steuerbescheide (...) rechtsstaatlich nicht davon abhéngig sein kann, dass der (tatséchliche)
Steuerschuldner die Steuern (quasi freiwillig) Gbernimmt", Iasst sie auBer Betracht, dass bei der von ihr bejahten
Anwendung von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG nur ein Steuerrechtsverhéltnis zum Organtrager als Steuerschuldner besteht
und die Organgesellschaft Bestandteil dieses Steuerrechtsverhéltnisses ist (BFH-Urteil vom 16.03.2023 - V R 14/21
(V R 45/19), BFHE 280, 89, Rz 23).

bb) An dem danach erforderlichen Antrag des Insolvenzverwalters der als Organtragerin anzusehenden TL-GmbH
fehlt es bei der im vorliegenden Verfahren gebotenen summarischen Prifung. Das FG hat die --im Hinblick auf das
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erst nach seiner Entscheidung veréffentlichte BFH-Urteil vom 16.03.2023 - V R 14/21 (V R 45/19) (BFHE 280, 89)--
erforderlichen Feststellungen zur Antragstellung durch den Insolvenzverwalter der TL-GmbH --ausgehend von seinem
Rechtsstandpunkt-- nicht getroffen. Daher kann fiir den Fall, dass es im Hauptsacheverfahren zu einer
Zurickverweisung an das FG zur Prifung dieser Frage kommt, vom Vorliegen eines derartigen Antrags nur auf der
Grundlage erst noch vom FG in einem zweiten Rechtsgang zu treffenden Feststellungen auszugehen sein.

12. Hierzu hat die Antragstellerin --mdglicherweise im Hinblick auf die von ihr unzutreffend angenommene
Unbeachtlichkeit des BFH-Urteils vom 16.03.2023 - V R 14/21 (V R 45/19) (BFHE 280, 89) fur das vorliegende
Verfahren-- nicht vorgetragen, dass ein solcher Antrag bereits gestellt wurde. Es ist flir den Senat bei der gebotenen
summarischen Prifung auch nicht anderweitig ersichtlich, dass ein derartiger Antrag gestellt wurde. Es kann zudem
unentschieden bleiben, ob der Insolvenzverwalter der TL-GmbH --unterstellt, dass dies ihm verfahrensrechtlich
mdglich ware-- einen derartigen Antrag noch stellen wird, da nicht zu entscheiden ist, ob mit einer Antragstellung
durch den Insolvenzverwalter zu rechnen sein kdnnte, falls sich dies fur die Masse vorteilhaft auswirken sollte, oder ob
hiergegen spricht, dass sich hierdurch im Umfang der Umsatzsteuerverbindlichkeiten der Antragstellerin die gegen die
Masse gerichteten Insolvenzforderungen erh6hen. Dass der Ausgang des Rechtsstreits im Hinblick auf erst noch vom
FG in einem zweiten Rechtsgang zu treffende Feststellungen als offen zu bezeichnen ist, genlgt jedenfalls nach den
Verhaltnissen des Streitfalls nicht fir eine Vollziehungsaussetzung, die zudem auch nicht von einer
Prognoseentscheidung Uber ein zuklnftiges Verhalten abhdngen kann.

13. d) Im Hinblick auf das derzeit nicht ersichtlich erfiillte Antragserfordernis kann offenbleiben, ob das FG bisher
hinreichende Feststellungen zur wirtschaftlichen Eingliederung (BFH-Urteil vom 01.02.2022 - V R 23/21, BFHE 276,
362, BStBI 11 2023, 148, Leitsatz 1) der Antragstellerin getroffen hat, woran angesichts der nicht naher konkretisierten
unternehmerischen Tatigkeit der TL-GmbH sowie der zwischen ihr und der Antragstellerin bestehenden
wirtschaftlichen Beziehungen Zweifel bestehen kénnten.

14. 3. Die Vollziehung ist auch nicht wegen unbilliger Harte (§ 69 Abs. 3 Satz 1, Abs. 2 Satz 2 Alternative 2 FGO)
auszusetzen. Sind RechtmaBigkeitszweifel --wie im Streitfall-- fast ausgeschlossen, ist die AdV selbst dann zu
versagen, wenn die Vollziehung eine unbillige Harte zur Folge hatte (BFH-Beschluss vom 15.06.2022 -

X B 87/21 (AdV), BFH/NV 2022, 1162, Rz 50).

15. 4. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.

Quelle: www.bundesfinanzhof.de

Page 4 of 4


https://www.bundesfinanzhof.de/en/entscheidungen/entscheidungen-online/decision-detail/STRE202450114/

	Beschluss vom 18. July 2024, V S 6/23 (AdV)
	Leitsätze
	Tenor
	Tatbestand
	I.

	Entscheidungsgründe
	II.



